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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sountag und Montag 


6 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 25. Auguſt 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Turin, 23. Aug. Die „Gazetta ufficiale” enthält ein Dekret, 
durch welches Cialdini zum außerordentlichen Commiſſär für Sici⸗ 
lien an Stelle Cugia's ernannt wird. Eine Verordnung des Mi⸗ 
niſters des Aeußern verhängt die Blokade über die Küſten Siciliens; 
es ſollen die Grundſätze des im pariſer Congreß vom Jahre 1856 feſt⸗ 
geſtellten Seerechts beobachtet werden. Ein ferneres Miniſterialdekret 
loͤſt die Emancipationsgeſellſchaft zu Genua und deren Filialvereine auf. 

Die Kolonnen Ricotti's und Mella's haben ſich zu Seliſter⸗ 
bianco vereinigt. Acireale iſt von den nach der Küfte geſandten Trup⸗ 
pen beſetzt worden. 

Nach Berichten, welche die Regierung erhalten, hat Garibaldi 
zu Catania die öffentlichen Kaſſen mit Beſchlag belegt, Contributionen 
auferlegt und Barrikaden errichtet. Die Freiwilligen ſind ſchlecht be⸗ 
waffnet; die Mehrzahl der Bevölkerung iſt der Regierung günſtig ge⸗ 
ſtimmt. Palermo und Meſſina ſind ruhig; Caltaniſetta und andere 
von den Garibaldianern verlaſſene Plätze find zur Ordnung zurück⸗ 
gekehrt. (Ausführlichere Mittheilung einer früheren Depeſche.) 

Turin, 23. Aug. Die von der „Opinione“ gebrachten Nach⸗ 
richten, daß die Präfekten von Catanzaro und Coſenza ihre Demiſſion 
gegeben, ſowie daß drei Kolonnen Freiwilliger, von Corte, Bruzzeeſi 
und Nullo geführt, nach Calabrien vorrücken, ſind falſch. Die Be⸗ 
richte aus Calabrien lauten vielmehr beruhigend. Die Truppen con⸗ 

centriren ſich in der Nähe von Catania. 

Turin, 24. Aug. Der „Diritto“ theilt mit, daß Garibaldi in 

einer Proklamation die Ungarn aufgefordert habe, an dem Aufſtande 

| in Italien Theil zu nehmen. Klapka habe hierauf geantwortet: die 

Ungarn würden auf die Stimme Garibaldi's hören, wenn ſeine Frei⸗ 
willigen vereint mit den königlichen Truppen gegen das Haus Habs⸗ 
burg gingen. Heute compromittire Garibaldi ſeinen Namen durch 
einen Bürgerkrieg. Möge er aufhören, zu Gunſten Oeſterreichs und 
der Reaction zu arbeiten, indem er die Befreiung Italiens beſchleuni⸗ 
gen wolle. N 

Turin, 24. Aug. Direct aus Catania eingetroffene Nachrichten 
beſtätigen, daß der größte Theil der dortigen Bevölkerung, insbeſondere 
die Nationalgarde, der Regierung günſtig ſei. Die Municipalität ſteht 
in directer Verbindung mit den königl. Behörden, die ſich am Bord 
eines Kriegsdampfers befinden. Nichtsdeſtoweniger ſcheint Garibaldi 
Widerſtand leiſten zu wollen. 

Trieſt, 24. Aug. Der fällige Lloyddampfer iſt aus Alexandrien 
eingetroffen. 

Paris, 24. Aug. 
Victor Emanuel auf dem Punkte ſtehe, nach Neapel abzureiſen. 
ſoli habe Paris verlaſſen, um nach London zu gehen. 

St. Petersburg, 23. Aug. Durch kaiſerliches Dekret ift es 
jedem Privatmanne ohne Unterſchied des Standes geſtattet, ſowohl auf 
Kron⸗ wie auf Gemeindegütern in Sibirien Branntweinbrennereien zu 
errichten. Die Gouverneure ſind angewieſen, ſolchen Bau⸗Unternehmern 
das hierzu nöthige Terrain gratis zu überlaſſen. 

Warſchau, 24. Aug. Das in dem Prozeß gegen den Litho⸗ 
graphen Rzonca im Gouvernementspalais gefällte, auf Tod mittelſt 
Stranges lautende Urtheil liegt dem Großfürſten zur Beſtätigung vor. 
Nach einem Gerüchte iſt der andere Angeklagte, Lithograph Roll, im 
Gefängniß geſtorben. 

Marſeille, 22. Aug. Briefe aus Rom vom 19. melden, daß Lavalette 
und Montebello ſich in den Vatican begeben haben, um die Vertheidigungs⸗ 
Maßregeln zu beſprechen. Die Audienz war lang und hat zahlreiche Com⸗ 

mentare hervorgerufen. Garibaldi bat feine Freiwilligen benachrichtigen 
laſſen, daß er ſie auf dem Continent vereinigen werde. Rom iſt ruhig. 
Man hebt jedoch den Mord zweier italieniſchen Prieſter hervor, Roſſi und 
Benetti, welche erdolcht worden find. Die Polizei forſcht nach geheimen 
gehören die aus Toscana gekommen und zur Geſellſchaft der Mörder 


Die heutigen Abendjournale zeigen an, daß 
Rica⸗ 


Landtags - Verhandlungen. 

40. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (23. Aug.). 
„Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch: v. d. Heydt, v. Mühler, Graf zur Lippe, v. Jagow. — Abg. v. Binde: 
Olbendorff iſt in das en eingetreten. — Eine Anzahl Urlaubsgeſuche 
(darunter einige behufs Theilnahme am Juriſtentage) werden bewilligt. Vor 
Eintritt in die Tagesordnung bittet Abg. Techow den Präſidenten um Ab⸗ 
ie gegen das (in Folge der neuen Ventilation des Hauſes eingetretene) 
„Einregnen.“ 

Vor der Tagesordnung meldet ſich zum Wort der Cultusminiſter: 
Der Abg. Virchow habe in voriger Sitzung der Staatsregierung den Vor⸗ 
wurf gemacht, fie habe ihre Machtigemißbraucht, um aus politiſchen Gründen 
Aerzten die Befugniß zur Praxis zu entziehen. Die beiden angegebenen 
Fälle ſeien aber aus den Jahren 1848 und 1849. Beide Aerzte ſeien durch 
rechtskräftige gerichtliche Erkenntniſſe zu längerer Freiheitsſtrafe und Verluſt 
der Nationalkokarde verurtheilt worden (o. Vincke: Hört, hört), und die Re⸗ 
gierung habe auf Grund der Gewerbeordnung, da die Unbeſcholtenbeit ein 
unumgängliches Erforderniß der Ausübung der ärztlichen Praxis ſei, ihnen 
dieſelbe entziehen müſſen (v. Vincke: Aha!). Einer der Betroffenen habe 
übrigens fpäter die Rehabilitation nachgeſucht und bewilligt erhalten, damit 
denn auch die Wiederausübung der Praxis. Somit müſſe er (der Miniſter) 
der Angabe des Abg. Virchow wie in der Form, jo auch in der Sache ent: 

egentreten. — Abg. Pflücker: In einem der angeführten Fälle ſei die 
Verurtheilung (des Dr. Borbardt) aus politiſchen Gründen erfolgt. — 
Cultusminiſter: Derſelbe ſei wegen Majeſtätsbeleidigung und verſuchten 
Hochverraths (o. Vincke: Hört, hört!) in erſter Inſtanz zu 12, in zweiter zu 
pugabren Zuchthaus, die Strafe fpäter (nach Einführung des Strafgejeh: 
im 8) auf 2 Jahr Gefängniß herabgeſetzt worden. (Abg. Virchow iſt nicht 
m Haufe anweſend.) — Die neulich mitgetheilte Reſolution des Abgeord⸗ 
neten v. Spbel, welche die handelspolitiſche Frage betrifft, wird eingebracht 
u 105 an die Commiſſionen für Handel und Gewerbe und für Finanzen 

e. 

Den erſten Ge ildet die Petition des ehema⸗ 
genſtand der Tagesordnung bildet die 3 
ligen Oberpräfidenten Pinder um 2 — der Zuchthausgefälle in Schle⸗ 
ſien. Die Commiſſion beantragt Ueberweiſung zur Verüdjihtigung. 

iniſter des Innern erklärt fi (wie die Commiſſion) mit der Auf: 
hebung der Zuchthausgefälle als Staalsabgaben einverſtanden und verſpricht 
Namens der Staatsregierung Vorlegung eines desfallſigen Geſetzes in näd: 
ſter Seſſton. In dieſem Sinne habe er gegen die Ueberweiſung der Petition 


24 zu Gre Or f 

Abg. Graf Bethuſy⸗ i Ausführung unter allgemeiner 
Theilnahmloſigkeit des Heafeg genen ben Commons, Aurag, der von dem 
Referenten Abg. Pflücker befürwortet und mit ſehr großer Majorität an: 
genommen wird. 


| Es folgt der zweite Petitionsbericht der Juſtiz Commiſſion reſp. der dritte 


Bericht derſelben Commiſſion, inſofern in letzterem eine Pelition des zweiten 
Berichts Gegenſtand einer Wien 3 99 iſt. Es iſt dies 
die Beſchwerde des Gutsbeſitzers Schmidt zu Summt bei Oranienburg über 
den Landrath Scharnweber wegen eines angeblichen Eingriffs deſſelben in 
eine rein privatrechtliche a bei Gelegenheit eines Armenverpflegungs⸗ 
falles. Die Commiſſion hatte zuerſt (durch den Referenten Abg. Koch) auf 


Ueberweisung zur Berückſichtigung angetragen, in zweiter Berathung jedoch, 
die durch neu hinzugetretenes thatſächliches Material veranlaßt war, durch 
den Referenten Abg. Waldeck (der wegen Unwohlſeins der Sitzung nicht bei⸗ 
wohnt) den Uebergang zur Tagesordnung empfohlen. ; 

Abg. Plaßmann für den Uebergang zur Tagesordnung, aber gegen die 
Motive der Commiſſion, insbeſondere in dem erſten Bericht, gegen welche 
der Landrath Scharnweber, da dieſelben durch die Preſſe zur öffentlichen 
Kenntmß gelangt und ſonſtige Remedur ihm nicht zugeſtanden, in einer 
öffentlichen Entgegnung ſich habe verwahren müſſen. \ 

Der Juſtizminiſter: Die etwas aufgeregte Sprache des erſten Berichts 
(von dem damaligen Referenten Abg. Koch) ſetze ihn in die Nothwendigkeit, 

u Ehren des Landraths Scharnweber nochmals das Wort zu ergreifen; der⸗ 
Felde habe durchaus ordnungsmäßig verfahren; es ſei der Wittwe Zöllner 
ein zur menſchlichen Wohnung nicht brauchbarer Raum, ſpäter ſogar einer 
der Ställe als Schlafſtelle angewieſen worden; ſie ſei in Folge deſſen krank 
und nur durch die Mildthätigkeit eines berliner Kaufmanns in einem hie⸗ 
ſigen Krankenhauſe wieder hergeſtellt worden. 

Gegen die e en der Wittwe Zöllner, welcher der Gutsbeſitzer 
Schmidt ihre Sachen abgenommen habe, ſei der Landrath cingefäritten, 
wie es ſeine Pflicht war. Ausdrücke, wie in dem erſten Commiſſionsbericht, 
ſeien in dieſem hohen Hauſe noch nicht gebraucht worden. Er bitte, durch 
einſtimmige Annahme der Tagesordnung die gekränkte Ehre des Landraths 
wieder herzuſtellen. — Minister des Innern: Er mache bemerklich, daß 
die Juſtizcomm. keine Veranlaſſung zu irgend welchen thatſächlichen Ermitte⸗ 
lungen vor dem erſten Bericht genommen habe, und daß alle Vorausſetzun⸗ 
gen dieſes Berichts auf falſchen Thatſachen beruhten. Der Miniſter verlieſt 
ſodann das ſ. Z. in der Scharnweberſchen Entgegnung in den öffentlichen 
Blättern enthaltene Schreiben des Gutsbeſitzers Schmidt, um die behauptete 
Animofität zu widerlegen. — Abg. v. Beughem: Er wolle den erſten Be⸗ 
richt, an dem er nicht Theil genommen, nicht rechtfertigen; der zweite Be⸗ 
richt ergebe aber, daß die Regierung in Potsdam das Verfahren des Land⸗ 
raths gemißbilligt habe (hört, hört! links), und es ſei keine Veranlaſſung, 
daß ein Beamter, deſſen Verfahren von der Regierung gemißbilligt worden, 
in dieſer Weiſe in Schutz genommen werde, wie dies hier geſchehe. — Mi⸗ 
nifter des Innern: Die Mißbilligung habe ſich nur darauf bezogen, 
daß die Rechtsfrage des Falles zweifelhaft fe, das rechtfertige aber nicht die 
Sprache des erſten Berichts. { 

Abg. Frech: Es komme hier nicht mehr auf den erſten, ſondern allein 
auf den zweiten Bericht an, gegen deſſen Form wohl nichts zu erinnern ſei 
Die Mißbilligung der Regierung habe ſich auf Ueberſchreitung der Befug⸗ 
niſſe des Landraths bezogen. ie Rechtsfrage ſei zweifelhaft. — a 
miniſter: Beide Berichte ſeien vom Präſidenten zur Diskuſſion ge tellt, es 
werde ihm deshalb wohl ae fein, über beide Berichte zu ſprechen. Im 
erſten Bericht ſei in ſehr ſchroffer Weiſe betont worden, der Landrath habe 
gegen das Strafgeſetz verſtoßen; das ſei aber nicht der Fall. — Nach eini⸗ 
gen weiteren Bemerkungen des Miniſters des Innern und kurzen Recht⸗ 
fertigungen der Abgg. Fliegel und Bering, Abg. v. Mallinkrodt: Er 
mache der Juſtizcommiſſion keinen Vorwurf aus dem offenbar in Ueberei⸗ 
lung 1 erſten, ſondern aus dem zweiten Bericht, der, nachdem die 
Commiſſion ſich von ihrem Unrecht überzeugt, eine ganz bewußte Deckung 
des Rückzuges ſei, und dabei zu unrecht verfahre, indem er den früher an⸗ 
gegriffenen Beamten in der ungünſtigen Stellung laſſe, während es der 
Commiſſion wohl angeſtanden hätte, ihr eigenes Unrecht zu bekennen und 
dem Landrath S. eine Ehrenerklärung zu geben. — Abg. Oppermann: 
Es ſei auf die zu Grunde liegenden Verfügungen zurückzugehen. In der 
maßgebenden Deriügung des Landraths unterſcheide dieſer nicht das Amt 
von der Perſon, deshalb dürfe man nicht weiß brennen, was nicht weiß ſei. 
— Abg. Schiebeler: Er ſei noch jetzt der Anſicht, daß die Petit on zur 
Berückſichtigung zu überweiſen, weil — . — unzweifelhaft § 315 des Straf⸗ 
Aa e e verletzt ſei. Wer dieſe Verletzung begangen, ſtehe auch feſt. 

nd es ſei zu präſumixen, daß der Landrath ſeine 9 
Bewußtſein Sean habe. | 

Abg. v. Binde (Stargard): Der Ausdruck „in einer Anwandlung von 
Oppoſition“ (habe Schmidt wieder einmal gehandelt) in der vom Abg. 
Oppermann in Bezug genommenen Scharnweber'ſchen Verfügung enthalte 
keine Perſönlichkeit, wie dieſer meine. Er (Redner) ſei der Anſicht, daß viel⸗ 
mehr die Mißbilligung der potsdamer Regierung ungerechtfertigt ſei. 
Schmidt habe ganz entſchieden Unrecht gehabt, ſogar Kartoffeln zurüdbebal- 
ten. Demgemäß ſei dem Landrath vielmehr für ſein Verfahren zu danken. 
(Beifall rechts, Widerſpruch links.) Er begreife nicht, wie man die Ehre 
haben könne, Mitglied der Juſtizcommiſſion zu ſein und noch ein Wort für 
den erſten Bericht einlegen könne; wie ein jo berühmter Juriſt, wie Koch, 
jenen erſten Bericht habe abfaſſen können, wie man das „audiatur et altera 
pars“ ſo habe verletzen können. Der Himmel möge das Haus in Zukunft 
vor ſolchen Commiſſions⸗Berichten bewahren. (Bravo.) — Miniſter des 
Innern theilt ſpecieller die nothwendigen Wirthſchaftsgegenſtände mit, 
welche der Wittwe Zöllner von Schmidt retinirt ſeien; eine Ueberweiſung 
zur Berückſichtigung würde keinen Sinn haben, da die Sache in jeder ‚Be 
ziehung erledigt ſej. — Abg. Oppermann: Abg. v. Vincke faſſe ſeines 
Erachtens den Ausdruck „in einer Anwandlung von Oppoſition“ nicht richtig 
auf, und würde, wenn er ſelbſt von einer ſolchen Verfügung betroffen 
würde, gewiß anderer Meinung fein. Abg. 


flichten kenne, alſo mit 


(Sehr richtig! — links.) — 
Qual: Die Vorwürfe gegen die Commiſſton ſeien unbegründet; er ſtimme 
noch jetzt für Ueberweiſung zur Berückſichtigung, weil es ſich um einen 
reinen Civilanſpruch handele, in den der Landrath nicht eingreifen dürfe. 
Abg. Kratz: Er habe jetzt in der Commiſſion für Taged:Dronung ge 
ſtimmt, weil der Landrath bereits von ſeiner vorgeſetzten Behörde rectifieirt 
ſei. Aber man dürfe hier nicht noch das Verfahren eines Mannes loben, 
der ſich im Unrecht befunden (Bravo); der froh ſein könne, daß er der ſſraf⸗ 
rechtlichen Verfolgung entgangen ſei (lebhafte Zuſtimmung links). — Abg. 
Bering: Wenn die Commiſſion geſagt, ſie nehme an, daß der Landrati, 
bei ſeinem Verfahren nicht in dolo e niet ſo ſei das Ehrenerklärung ge⸗ 
nug. — Abg. v. Vincke: Er begreife nicht, wie der Abg. Kratz ſich ſo un⸗ 
angemeſſen babe ausdrücken können; er müſſe nochmals hervorheben, daß 
der Landrath ſeines Erachtens vollſtändig in ſeinem Rechte war, und des⸗ 
halb Lob, aber keinen Tadel verdiene. — Abg. Kratz: Er wiederholt, der 
Landrath könne frob fein, daß er der ſtrafgerichtlichen Verfolgung entgan⸗ 
gen; die Meinung in der Commiſſion ſei noch jetzt getheilt, — Der Schluß 
wird beantragt und angenommen, die einfache Tagesordnung abgelehnt, und 
eine motivirte Tagesordnung des Abg. Aßmann „in Erwägung, daß das 
Verfahren des Landraths Scharnweber zwar ungeſetzlich, aber nicht zu einem 
Strafverfahren geeignet ſei“, wird angenommen, 5 
Es folgt die ſchon in früheren Seſſionen wiederholt berathene Petition 
einer großen Zahl von ſtädtiſchen Behörden, welche eine Verwendung des 
Hauſes bei der Staatsregierung dahin wünſchen, daß jedes Stadt⸗ oder 
Kreisgericht durchweg zur Unterſuchung und Entſcheidung der unter Zu⸗ 


ziehung von Geſchwornen abzuurtheilenden Verbrechen für competent erachtet 


werden möge. Die Commiſſion hat den Uebergang zur Tagesordnung 
empfohlen. Abg. Schneider (Sagan) ſchildert die Unzuträglichkeit und 
Unbequemlichteit, welche die bisherigen Zuſtände für die Geſchwornen ber⸗ 
beiführen. In der Stadt Sagan, > i 
100, und darunter befänden ſich viele Subalternbeamte, die ohne die ge⸗ 
ringſte Entſchädigung 
aufhalten müßten. 


Staatsregierung aufzufordern, 


Schwurgerichte zu verbinden, 
den ſeien, ſucceſſive, 
Der Antrag erhält ausreichende Unterſtützung. h 
v. Rönne (Glogau) erklärt ſich gegen dieſen Antrag, indem er auf die ers 
beblichen Koſten hinweiſt, welche den Kommungen daraus erwachſen würden. 
Der Comm.⸗Antrag auf Tagesordnung wird angenommen. N 
Der Vorſtand der Synagogen⸗Gemeinde zu Gollub beantragt Abänden 
rung des Juden ⸗ Eides. Die Commiſſion empfiehlt die Petition der 
Staatsregierung mit der Erwartung zu überweiſen, daß dieſelbe ſpäteſtens 
in der nächſten Seſſion einen Geſetzesvorſchlag vorlegen werde, welcher nicht 
nur tie Eide der Juden, ſondern auch die der Chriſten nach anderen Nor⸗ 
men und Modalitäten regulirt. Die Regierung hat in der Commiſſion er⸗ 


betrage die Liſte der Geſchwornen etwa 


weitere Reiſen machen, und ſich in anderen Städten 
Er wünſcht, daß den Geſchwornen ihre großen Mühen 
etwas erleichtert würden und beantragt: „das Haus wolle beſchließen, die 
mit denjenigen Kreisgerichten, wo dies bei 
dem vorhandenen Verfahren ohne erhebliche Schwierigkeiten ausführbar ſei, 
da wo die erforderlichen Lokale nicht vorhan⸗ 
ſowie die Communalfonds es geſtatten, vorzugehen.“ 
Der Referent Abgeordnete 


klären laſſen, ſie beabſichtige nicht in der gegenwärtigen Sitzungsperiode 
mit einer derartigen Reform vorzugehen und ſie behalte ſich weitere Be⸗ 
ſchlußnahme vor. Der Comm.⸗Antrag wird angenommen. 

Es folgt der dritte Petitions⸗Bericht der Juſtiz⸗Kommiſſion. Die Direktion 
der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft beſchwert⸗ 
ſich darüber, daß die Räumlichkeiten des berliner Bahnhofs zur Mieths⸗ 
ſteuer herangezogen werden. Die Frage iſt bereits nach dem Comm.⸗Be⸗ 
richt beſchloſſen. Die Commiſſion empfiehlt Ueberweiſung der Petition an 
die Staatsregierung zur Abhilfe. — Abg. Schwarz erklärt ſich gegen den 
Commiſſions⸗Antrag, iſt jedoch wegen der im Hauſe herrſchenden Unruhe 
ſehr wenig verſtändlich. Er weiſt die Berechtigung der Stadt Berlin zur 
Erhebung der Steuer in einer längeren juriſtiſchen Deduktion nach; die 
ſtädtiſchen Behörden hätten ein Regulativ zur Erhebung der Miethsſteuer 
beſchloſſen, welches die königl. Regierung zu Potsdam beſtätigt habe; er 
stellt den Antrag auf Uebergang zur Tages⸗Ordnung, indem er bedauert, 
5 e Competenzconflict die richterliche Entſcheidung ausge 

oſſen habe. 

Miniſter des Innern v. Jagow: Die Gründe des Vorredners, ſoweit er 
ſie vernommen habe, ſtimmten mit der Auffaſſung der Regierung im Weſent⸗ 
lichen überein. Die Regierung werde, wenn ihr die Petition überwieſen 
werde, eine nochmalige Prüfung eintreten laſſen, könne aber eine „Abhilfe“ 
ebenſowenig vorausſagen, wie ſie die verlangte Rückzahlung der bisher ge⸗ 
zahlten Steuern in Ausſicht ſtellen kann. 

Abg. Hagen für Tagesordnung: Die Gründe der Commiſſion ſeien 
nicht ſtichhaltig; die Miethsſteuer babe allerdings urſprünglich die Natur 
einer Perſonalſteuer; durch die Städeordnung von 1808, die Gemeindeord⸗ 
nung von 1850 und die Städteordnung von 1853 ſei dieſer Charakter aber 
weſentlich modificirt in eine Art Grundſteuer, welche dem Einkommen aus 
dem Grundbeſitz aufgelegt ſei; das ſei auch das leitende Prinzip für die ber 
treffende ſpätere Geſetzgebung. > 

Abg. v. Mallinkrodt gegen den Commiſſions⸗Antrag: Die von der 
Juſtiz⸗Commiſſion angezogenen Geſetze hätten teine W diejenigen, 
worauf es ankomme, ſeien nicht berückſichtigt; ein neues Miethsſteuer⸗Regu⸗ 
lativ ſei auf Grund der Städteordnung von 1853 entworfen und dadurch 
das von der Commiſſion in Bezug genommene Regulativ von 1815 beſei⸗ 
tigt. Die Entſcheidung des Magiſtrats ſei ſomit begründet. 

Abg. Michaelis: Die Miethsſteuer ſei entweder eine Real⸗ oder eine 
Perſonalſteuer; als letztere erſcheine ſie in der älteren, als Realſteuer in der 
neueren Geſetzgebung; dieſer ſeien auch die Forenſen unterworfen; ebenſo 
würden ſie dies ſein, wenn die Miethsſteuer eine Verbrauchsſteuer wäre. 
Auch als Einkommenſteuer (von der die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft als Forenſe 
befreit wäre) ſei ſie nicht anzuſehen. — Er ſtimme für Tagesordnung. 

Ref. Abg. v. Beughem vertheidigt den Commiſſionsbericht gegen die 
dagegen erhobenen Angriffe. Daß das Geſetz von 1850 die Miethsſteuer⸗ 
freiheit der Forenſe nicht aufgehoben habe, ſtehe durch das Erkenntniß des 
Obertribunals von 1851 rechtskräftig feſt. Das Geſetz von 1853 enthalte 
wörtlich dieſelbe Beſtimmung, wie das von 1850. Mit Deductionen, wie ſie 
dem Hauſe vorgetragen, führe man aber keine neue Steuern ein, dazu be⸗ 
dürfe es eines Geſetzes. — Die Tagesordnung wird hierauf angenommen, 
der Commiſſions⸗Antrag iſt damit abgelehnt. 

Dem Kreis⸗Gerichts⸗Secretär Till zu Inſterburg iſt während einer ge⸗ 
gen ihn ſchwebenden Disciplinarunterſuchung eine Zulage von zuſammen 
125 Thlr. vorenthalten und ſpäter, obgleich er nur mit einem Verweiſe be⸗ 
legt, nicht nachgezahlt worden. Die Commiſſion will die auf Nachzahlung 
‚als he Thlr. gerichtete Petition der Staatsregierung zur Berückſichtigung 
übermeijen. 

Der Juſtizminiſter: Der Petent habe den Rechtsweg noch nicht be⸗ 
ſchritten, deshalb ſei wohl nach der bisherigen Praxis des Hauſes die Tages⸗ 
ordnung anzunehmen. . j FR 

Abg. Schwarz für den Commiſſions⸗Antrag, weil Petent nur mit einem 
Verweiſe geitraft ſei, nicht aber mit Gehaltsentziehung. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc beantragt die Tagesordnung. 

Abg. Plaßmann befürwortet dieſelbe, weil der Rechtsweg noch nicht 
beſchritten fei, und in Fällen, wo der Inſtanzenzug noch nicht erſchöpft, nach 
der conſtanten Praxis des Hauſes, zur Tagesordnung überzugehen ſei. 

Abg. Pflücker beſtreitet, daß dies Praxis des Hauſes ſei. — Nach eini⸗ 
gen weiteren Bemerkungen des Juſtizminiſters und der Abg. Rohden und 
Pflücker wird die Tagesordnung verworfen und der Commiſſions⸗ Antrag 
angenommen. I 15 

Es folgt der Bericht der Handelscommiſſion über die Anträge der Ab⸗ 
geordneten Neide und Schmidt (Beuthen) und des Abg. Karſten, be⸗ 
treffend die Verwaltung der Bergbau⸗Hilfskaſſen von Oberſchleſien, 
Niederſchleſien und Weſtfalen, ſo wie über die Petition niederrheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſcher Gewerken, die Fonds der märkiſchen bez. eſſendiſchen Gewerkſchafts⸗ 
Kaſſe betreffend. — Geſuche ähnlicher Art, ſämmtlich auf Uebertragung der 
Verwaltung dieſer Kaſſen an deren Contribuenten gerichtet, haben ſchon ſeit 
1856 wiederholt dem Hauſe vorgelegen. Die Commiſſion hat anerkannt, 
daß gerade in neueſter Zeit von der Staatsregierung Anſtrengungen gemacht 
worden ſeien, die Verwaltung der betreffenden Kaſſen, beſonders der ſchleſi⸗ 
ſchen, noch mehr als bisher zur fiskaliſchen zu machen, eben ſo hat ſie das 
Mißverhältniß anerkannt, das darin liegt, daß in Oberſchleſien der Fiskus 
ſelbſt bei der Koblenförderung als mächtiger Konkurrent auftritt und die 
Fonds der oberſchleſiſchen Bergbauhilfskaſſe außer allem Verhältniß zu Gun⸗ 
ſten des fiskaliſchen Bergbaus unter Beeinträchtigung des gewerkſchaftlichen 
benutzt worden ſind. Der Regierungs⸗Commiſſar erklärte es zwar für ge⸗ 
ſetzlich gerechtfertigt, daß die Bergbehörde die Verwaltung jener Kaſſen be⸗ 
ſitze, theilte jedoch mit, die Regierung babe den Uebergang der Verwaltung 
an die Contribuenten in Erwägung gezogen und werde in der nächſten Le⸗ 
gislaturperiode den Entwurf eines allgemeinen Berggeſetzes vorlegen, der 
auch die Verhältniſſe jener Kaſſen regle und die Verwaltung derſelben an 


die Contribunenten unter Aufſicht der Staatsbehörden nach vorher feſtge⸗ s 


ſtellten Statuten überlaſſe. Auf der beſonders angegriffenen Geſchäftsord⸗ 
nung für die ſchleſiſchen Kaſſen beſtehe die Regierung keineswegs. 

Die Commiſſion hat beſtritten, daß die Regelung dieſer Verhältniſſe mit 
dem Berggeſetze im Zuſammenhange ſtehe und hat fi deshalb dem An⸗ 
trage der Petenten angeſchloſſen, wonach der Wunſch ausgeſprochen wird, 
daß die Regelung ſchon in der nächſten Seſſion ſtattfinde. Berichterſtatter 
Abg. Schmidt (Beuthen). — Abg. v. Beughem beantragt: „Das Haus 
wolle beſchließen: die Erwartung auszusprechen, daß von Seiten der Staats⸗ 
regierung wenigſtens in der nächſten Seſſion ein Geſetz⸗Entwurf vorgelegt 
werde, durch welchen die Verwaltung der (ſämmtlichen auch der märkiſchen) 
Kaſſen den betr. Gewerkſchaften unter Auſſicht des Staats übergeben werde“, 
und 2. die ebendahin gehende Petition der niederrbeiniſchen und weſtphäli⸗ 
ſchen Gewerke der Staats⸗Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. 
Der Antragſteller fügt hinzu, daß er mit dem Commiſſions⸗Antrage voll⸗ 
kommen einverſtanden und ſein Antrag rein formeller Natur ſei, indem er 
auch die von der Commiſſion nicht bedachten Kaſſen in ſich faſſe. — Han⸗ 
dels⸗Miniſter v. Holzbrinck: Die Regierung habe bereits erklärt, daß ſie 
einen Entwurf zu einem Berggeſetze ausgearbeitet, in welchem dieſe Ange⸗ 
legenheit ihre Erledigung finden werde. Der Entwurf enthalte den Grund⸗ 
ſatz, daß alle dieſe Inſtitute der Selbſtverwaltung übergeben werden ſollen. 
— Abg. v. Beughem: Berggeſetze hätten ſchon ſeit 30 Jahren vorgelegen, 
daraus folge aber nicht, daß dem Antrage entſprochen fei, denn derſelbe ver: 
lange eine Vorlage im nächſten Winter. — Handels⸗Miniller v. Holzbrinck: 
Einen abgeſonderten Geſetzentwurſ für die Kaſſen beabsichtige die Regierung 
nicht vorzulegen, fie wolle das mit dem Berggeſetze verbinden. Der Geſetz⸗ 
Entwurf ſei bereits gedruckt und hoffe er Be in der nächſten Seſſion 
vorlegen zu können. Mehr könne er nicht verſprechen. — Der Abg. Neide 
und der Berichterſtatter erklären ſich mit dem v. Beughem ſchen Antrage 
einverſtanden, dem das Haus demnächſt ſeine Zuſtimmung ertheilt. 
. der erſte Petitionsbericht der Commiſſion für Handel und 

ewerbe. 

Vor dem Schluß der Sitzung ergreift das Wort der Abg. Virchow: 
Der Cultusminiſter habe heute beim Beginn der Sitzung eine Erklärung 
abgegeben, deren Inhalt nicht ganz richtig ſei; Dr. Borchardt ſei wegen 
verſuchten Aufruhrs zu einer Feſtungsſtrafe verurtheilt, und nachdem er die 
Strafe abgebüßt, ſei ibm die Conceſſion entzogen worden, und zwar auf 
Grund der Gewerbeordnung. Die $$ 71 und 25 der Gewerbeordnung, 
welche allein mit dem vorliegenden Falle in Verbindung gebracht werden 
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könnten, ſeien darauf nicht anwendbar; denn der eine ſpreche von Entziehung 
der Conceſſion, wenn eine Verurtheilung in Ausübung des Berufs erfolgt, 
der andere davon, wenn die Bedingungen der Ertheilung nicht mehr zuträfen. 
Die Entziehung der Approbation ſei ſomit nicht gerechtfertigt geweſen. Der 
von ihm in Bezug auf das Verfahren der Regierung gebrauchte Ausdruck 
möge allerdings elwas zu hart geweſen ſein. - 

TCultusminiſter v. Mühler: Zunädit freue er ſich, daß der Abg. Virchow 
jenen Ausdruck . babe; in der Sache ſelbſt aber müſſe er 
wiederholen, daß die Staatsregierung davon ausgegangen ſei und auch ferner 
davon ausgehen müffe, in allen ſolchen Fällen, wo — gleichviel aus welchen 
Gründen — Ach auf Verluſt der Ehrenxechte erkannt worden, ſei 
die Befugniß zur Ausübung der ärztlichen Praxis zu verſagen reſp. zu ent⸗ 
ziehen. (Schluß folgt.) 


Berlin, 24. Auguſt. Se. Maj. der König haben allergnädigſt 
geruht, dem Stadtrath Sommer zu Berlin den rothen Adlerorden 
dritter Klaſſe mit der Schleife, fo wie dem Mitgliede des Direktoriums 
der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, Kaufmann Carl 
Wilhelm Aue zu Magdeburg und dem Bürger-Deputirten, Armen⸗ 
Kommiſſions⸗ und Bezirks⸗Vorſteher, Hof-Glaſermeiſter Laacke zu 
Berlin, den rothen Adlerorden vierter Klaſſe zu verleihen. 

Der Baumeiſter Auguſt Ferdinand Klein zu Königs⸗Wuſterhauſen it 
um königlichen Kreis⸗Baumeiſter ernannt und demſelben die Kreis⸗Baumei⸗ 
ſtertelle zu Wohlau verliehen worden. 5 

Berlin, 23. Auguſt. Se. Maj. der König haben allergnädigſt gerubt, 
die Erlaubniß zur Anlegung des Ehren⸗Komthur⸗Ktreuzes vom großherzog⸗ 
lich oldenburgiſchen Haus⸗ und Verdienſt Orden des Herzogs Peter Friedrich 
Ludwig dem General⸗Kommiſſions⸗Präſidenten Schellwitz zu en zu 
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ertheilen. „A.) 
* Berlin, 24. Aug. [Der König. — Die deutſche Po⸗ 
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— Todesfall.] Der König geht, wie in den letzten Tagen endgil⸗ 
tig beſchloſſen worden, nicht nach Oſtende. Die Wohnung, welche dort 
für den Monarchen ſeit Anfang dieſes Monats in Bereitſchaft gehalten 
wurde, iſt nunmehr abbeſtellt. Auch die Miniſter kommen in dieſem 
Jahre nicht zu ihren gewohnten Urlaubsreiſen. Das Ende des Land⸗ 
tages, welcher die Herren hier feſſelt, wird vor dem Ende des Sep⸗ 
tembers nicht erfolgen, eher dürfte darüber die erſte Woche des Okto⸗ 
bers verſtreichen. Die Militär⸗Budget⸗Debatte gedenkt man im Plenum 
in der zweiten Woche des Septembers beginnen zu können. — Außer 
den Verhandlungen über den Militaͤr⸗Etat und die Marine iſt im 
Abgeordnetenhauſe demnächſt eine Debatte zu erwarten, welche zu den 
bedeutungsreichſten nicht nur dieſer Seſſton, ſondern unſerer parlamentari⸗ 
ſchen Geſchichte ſich geſtalten dürfte. Es bereitet ih nämlich, abgeſehen von 
Anträgen, welche den Zollverein betreffen, die Einbringung einer Reſolution 
oder Interpellation vor, um von dem Miniſterium offenen Aufſchluß über 
die deutſche Politik Preußens zu erhalten. Man iſt gewillt, falls 
eine genügende Auskunft verweigert wird, eine Debatte zu eröffnen, um vor 
dem In⸗ und Auslande über die Anſicht des Hauſes keinen Zweifel zu 
laſſen. Wie es heißt, wäre die Regierung von dieſen Jutentionen unter⸗ 
richtet und gewillt, ihrer Verwirklichung durch eine Erklärung zuvor⸗ 
zukommen, doch iſt darüber noch nichts entſchieden. — Die „Wochen⸗ 
ſchrift des Nationaloereins“ iſt von der Polizei mit Beſchlag belegt, 
die in voriger Woche confiscirte Nummer der „Zeitung für Norddeutſch⸗ 
land“ dagegen von der Staats anwaltſchaft wieder freigegeben worden. 
— Wie die „Sternztg.“ vernimmt, iſt der bisherige interimiſtiſche 
Polizei⸗Präſident, Landrath v. Bernuth, definitiv zum Polizeipräſidenten 
von Berlin ernannt worden. — Geſtern ſtarb in Berchtesgaden der 
Commerzien⸗Rath und Verlagsbuchhändler Carl Heymann. 

Berlin, 23. Auguſt. [Verwundung bei den Uebungen.] 
Die „Sternz.“ ſchreibt: Am 20. d. M. kurz vor dem Schluß der 
dreitägigen Feld⸗ und Vorpoſtendienſt⸗Uebungen der 3. Diviſion bei 
Pencun hat ſich der beklagenswerthe Unfall zugetragen, daß der Major 
v. Horn vom Grenadier⸗Regiment König Friedrich Wilhelm IV. 
(1. pommerſchen) Nr. 2 durch einen Schuß ſchwer verwundet worden 
iſt. Das Geſchoß, welches von der feindlichen Seite herüberkam, iſt 
dem Major v. Horn in den Unterleib gedrungen und hat bei dem 
Verlaſſen deſſelben den Kreuzknochen geſplittert. 

Bei den gegenüberſtehenden Truppen, dem Füfllier- Bataillon 
5. pommerſchen Infanterie⸗Regiments Nr. 42 und einem Schützenzug 
des 1. Bataillons dieſes Regiments, find ſofort die genaueſten Recherchen 
vorgenommen worden. Ob die Wunde durch einen Stein oder durch 
eine Kugel verurſacht wurde, konnten die Aerzte bisher mit Beſtimmt⸗ 
heit nicht ausſprechen. 

[Die Wiederherſtellung der diplomatiſchen Beziehun⸗ 
gen zu Kaffel] ſollen, wie man hoͤrt, auf ſpeciellen Befehl des Kö⸗ 
nigs nicht eher erfolgen, als bis die kurheſſiſchen Verfaſſungsverhältniſſe 
ihre endliche Regelung gefunden haben werden. 

[Die Entlaſſung des Grafen v. Borries! macht hier keine 
geringe Senſation. Man fragt natürlich überall nach den Motiven 
der Entlaſſung des allmächtigen Miniſters. Unterrichtete Leute ver⸗ 
ſichern, daß dieſelben nur persönlicher Natur find und mit dem Re⸗ 
gierungsſoſtem nichts zu thun haben. Die Impopularität des geſtürz⸗ 
ten Staatsmanns war ſo groß, daß der König endlich fürchten mußte, 
ſelbſt darunter zu leiden. Dabei war das Auftreten des Grafen überall 
fo berrſchſüchtiger Art und fo pretentiös, daß es immermehr den An: 
ſchein gewann, als wenn er der König im Lande wäre. Wenn durch 
alles das ſchon längſt eine Erkaltung des Königs gegen den ihm ſonſt 
ſo werthen Staatsmann eingetreten war, ſo kam der Entſchluß, ihn 
zu entlaſſen, durch den Katechismusſtreit vollends zur Reife. Darin, 
daß der allmächtige Miniſter nicht zu der Katechismusconferenz nach 
Goslar kam, erblickte der König eine perſönliche Beleidigung. 

Berlin, 23. Auguſt. [Die Rückkehr der Arcona.] Wie 
bereits gemeldet, iſt nunmehr auch die preußiſche Dampfkorvette „Ar⸗ 
cona“ von der oſtaſiatiſchen Expedition in England eingetroffen. Der 
„Voſſ. Ztg.“ werden über die Rückfahrt der „Arcona“, die am 
23. März d. J. Singapore verließ und am 4. Juni die Kapſtadt an⸗ 
lief, und der „Thetis“ ausführliche Mittheilungen aus England ge 
macht, die mit folgender Betrachtung ſchließen: „So iſt nun die japa⸗ 
neſiſche Expedition zu Ende, eine politiſche That, die erſte Leiſtung zur 
See von Bedeutung, welche Deutſchland ſeit den Zeiten der Hanſa 
aufzuwelſen hat. Die Deutſchen in England hatten erwartet, daß das 
ganze Geſchwader zuſammen zurückkehren und in Swinemünde im 
Triumph eingeholt werden würde, kurzum, daß man ſchon aus Staats⸗ 
klugbeit, um die Bedeutung der preußiſchen Flotte namentlich auch 
außerhalb Deutſchlands zu heben, etwas in Scene ſetzen würde. In 
dieſer Beziehung kann die franzöſiſche Regierung als Meiſter und 
Muſter gelten, welche ſich keine Gelegenheit zu einem Knalleffekt ent⸗ 
gehen läßt. Hat doch auch die Republik der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika ihre beimkehrende japaneſiſche Expedition mit den größten 
Freuden⸗ und Ehrenbezeigungen empfangen, und um nur Eines anzu⸗ 
führen, jedem der Offiziere eine bedeutende Strecke Landes als Volks⸗ 
dant übereignet. Das preußiſche Geſchwader hat den deutſchen Namen 
zum erſtenmale ſeit den Zeiten des Marko Polo im fernſten Oftafien 
zur Geltung und Ehre gebracht. Preußiſche Seeſoldaten und Matro⸗ 
fen haben die Geſandiſchaften von Frankreich, Holland und Nordamerika 
vor der Wuth der ſapaneſiſchen Adelspartei mit Lebensgefahr geſchützt 
und durch ihr muthiges, thatkräftiges Einſchreiten, namentlich bei Heus⸗ 
ken's Begräbniß, wahrſcheinlich die Niedermetzelung ſämmtlicher euro⸗ 
päiſcher Familien in Japan verhindert. Das Erſcheinen einer überaus 
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zahlreichen und glänzenden japaneſiſchen Geſandtſchaft in Berlin be⸗ 
weiſt, welche Achtung die preußiſche Flotte, trotz aller Mißgunſt und 
Eiferſüchteleien der fremden Nationen, der klugen, gewandten, rührigen 
und wahrlich nicht feigen japaneſiſchen Regierung einzuflößen gewußt, und 
es eröffnet dem Zollvereinshandel und der geſammten deutſchen Volkswirth⸗ 
ſchaft einen Tummelplatz, deſſen Zinſen mit jedem Jahrzehnt reichlicher aus⸗ 
fallen werden, falls man ihn gehörig zunutzen verſtehen wird. Ein halbes Hun⸗ 
dert der bravſten Männer hat auf dem Dampf⸗Schooner „Frauenlob“ 
ein jähes Ende gefunden, noch ſchrecklicher als das der „Amazone“, 
wo doch nach wenigen Tagen die trauernden Angehörigen im Klaren 
waren, während der geheimnißvolle nie zu lüftende Schleier, welcher 
über dem Untergang des „Frauenlob“ ſchwebt, noch Jahr und Tag 
vergebliche Hoffnungen gefriſtet hat. Faſt eben ſo Viele bat die Seuche 
und die Anſtrengung des Dienſtes dahingerafft oder zeitlebens zerrüttet. 


Dezimirt kehrt das Häuflein unſerer Seeleute wieder, getrennt und zu 


verſchiedenen Zeiten, zum Theil ohne fein Schiff, fill und ohne Sang 
und Klang. Man pflegt doch in Deutſchland bei weit geringeren Ver⸗ 
anlaſſungen Anerkennung mancherlei Art zu ſpenden, und wäreed nur, um 
Mißſtimmung und Gedrücktheit nicht aufkommen zu laſſen. Die Deut: 
ſchen in England fangen nachgerade an zu glauben, daß die Flotte 
Deutſchlands Schmerzenskind zu ſein beſtimmt iſt: die Deutſchen in 
England nehmen ihre heimkehrenden Brüder aller Orten mit offenen 
Armen und uneigennütziger Theilnahme auf, was werden die Deut: 
ſchen in Deutſchland thun?“ 
Italien. 

Turin, 19. Aug. [Garibaldi's Fortſchritte. — Mini: 
ſterkriſis.] Das Decret wegen der Auflöſung der Emancipations⸗ 
vereine iſt zurückgenommen worden. Im Miniſterconſeil haben die Be⸗ 
denken dagegen zuletzt das Uebergewicht gewonnen; auch gaben die Lei⸗ 
ter des Centralvereins in Genua unter der Hand zu verſtehen, daß ſie 
keine Verſammlung mehr halten würden. In der That fand geſtern 
die mit großem Pomp angekündigte Zuſammenberufung der vorzüglich⸗ 
ſten Mitglieder nicht ſtatt, und zwar auf das Geheiß Criſpi's, des 
eigentlichen Leiters aller dieſer Vereine. — Das Gerücht, daß Gari⸗ 
baldi ſich ſchon in Calabrien befinde, erhält ſich, und der „Diritto“ 
macht ſich zum Träger dieſer Angabe, obwohl das amtliche Blatt aus⸗ 
drücklich ſagt, daß den letzten Nachrichten zufolge Garibaldi ſich in Ca⸗ 
tania befand. Die calabreſiſchen Deputirten, die ſich noch hier aufhal⸗ 
ten, ſchweben in großer Beſorgniß, da fie überzeugt find, daß mit dem 
Erſcheinen Garibaldi's in den calabriſchen Gebirgen die Bewegung einen 
weit größeren Maßſtab annehmen werde. Dabei dürfte es auch hoͤchſt 
ſchwierig ſein, Garibaldi aus jenen wilden unwegſamen Gebirgen, die 
ganz für den Guerillakrieg geeignet ſind, zu vertreiben. — Bei dieſen 
Ereigniſſen verliert das Ratazzi'ſche Cabinet immer mehr den feſten 
Boden. Ratazzi zählt jetzt nur in den alt⸗piemonteſiſchen Provinzen 
ergebene Freunde. Sowohl zu Mailand, als auch in Neapel wie in 
Florenz wurden die Demonſtrationen ſelbſt vom gemäßigteren Theile 
der Bevölkerung aus antiminiſterieller Stimmung geduldet; mehr aus 
Hoffnung, das Miniſterium dadurch zu ſtürzen, als aus Vorliebe für 
die Garibaldiſche Unternehmung. Daher kommt es, daß eine Miniſter⸗ 
kriſts für möglich, ja für ſehr wahrſcheinlich gehalten wird, umſomebr, 
als man Grund zu haben glaubt, ein Fallen der königlichen Gunſt 
für Ratazzi zu bemerken. (N. 3.) 

[Zum Einzuge Garibaldi's in Catania.] Garibaldi rückte 
in der Nacht vom Sonntag auf den Montag mit feinem Haupteorps 
in Ca tania ohne Schwertſtreich ein; es war 2 Uhr Nachts. Sofort 
Hand die Bevölkerung auf, die ganze Stadt wurde beleuchtet und die 
Straßen hallten von Lebehochs auf Garibaldi wieder. Die Truppen 
hatten die Stadt verlaſſen und die Freiwilligen nahmen ohne Weiteres 
Beſitz von den Quartieren und den Militär⸗Magazinen, wie dies auch 
in Caltanizetta geſchehen war. Die Telegraphenverbindung war ſchon 
vor Garibaldi's Ankunft unterbrochen worden. In Calabrien iſt Alles 
zu Garibaldi's Ankunft bereit; in Turin hieß es fogar ſchon am 20,, 
daß Garibaldi ſich in Catania nicht aufgehalten, ſondern Nicotera die 
dortige Leitung überlaſſen und ſofort nach Calabrien übergeſetzt fei. 

Garibaldi rückte, laut dem „Conſtitutionnel“, an der Spitze einer 
Colonne von 3500 Mann in Catania ein, während General Mella 
mit 10,000 Mann in Aderna, alſo auf dem Punkte ſtand, wo die 
Straße aus dem Innern in eine nach Meſſina und eine nach Catania 
ſich ausdehnt. Garibaldi war aus dem Lager von Piazza mit Son⸗ 
nen⸗Untergang aufgebrochen, um 2 Uhr Nachts zog er in Catania ein. 

Die turiner Correſpondenz der „Preſſe“ theilt folgenden Brief aus 
Pietraperzia vom 12. Auguſt mit: 

Ich ſchreibe Ihnen ganz aufgeregt. Geſtern, 11. Aug, habe ich die Ehre 
gebabt, General Garibaldi in meinem Hauſe zu beherbergen. Er hatte ſich 
auf die Einladung der Commiſſion der unitariſtiſchen Emaneipations⸗Geſell⸗ 
ſchaft in unſere Mitte begeben. Es ift unmöglich, Ihnen den allgemeinen 
Enthusiasmus zu ſchildern: die Geiſtlichkeit, die Nationalgarde, die Munici⸗ 
palität und das ganze Volk führten Garibaldi in die Kathedrale, wo er nach 
einem feierlichen Te Deum und einer patriotiſchen Anſprache des Paters 
Pantaleo dem Volke ſein Programm: „Rom oder den Tod!“ erklärte. Die 
ganze Bevölkerung iſt in Bewegung. Man bat den Syndikus und ſeine 
beiden Söhne angeworben. Eine Deputation ſammelt augenblicklich Geld 
zur Ausrüftung der neuen Freiwilligen. Der Abgeordnete Nicotera, Oberſt 
Oddo, Major Baſſo und Pater Pankaleo befinden ſich bei Garibaldi. 

Vicenzo di Blaſi. 
Grofbritannien. 


London, 22. Aug. [Eine Garibaldi'ſche Anleihe. ] Peter 


Stuart Esgq. theilt in den heutigen Blättern folgendes Schreiben 
aus Palermo mit: „Lieber Freund Stuart! Ich brauche für Rom 
die Anleihe von 20,000 Pfd. St. Ich ſchicke die Actien. Ich brauche 
es von England, weil in Italien die Operation jetzt nicht bewerkſtelligt 
werden kann, ohne das für meine Pläne nothwendige Geheimniß zu 
gefährden. Aber ich werde darauf eine andere Anleihe in Italien 
folgen laſſen. Ich vertraue, daß meine Freunde in England mir darin 
helfen werden, und vor Allen vertraue ich auf Sie. Ewig der Ihrige. 
’ G. Garibaldi.“ 

Mr. Stuart fügt hinzu, daß er ſelbſt mit Freuden 1000 Pfd. St. 

zeichnet und Zeichnungen Anderer entgegennehmen wird. 
Nufflan d. 

Warſchau, 23. Aug. [Prozeß gegen die Attentäter.] 
Am heutigen Tage wird außer über Rzonca auch über Ludw. Roll, 
welcher am 7. d. M. das erſte Attentat auf Se. Exc. den Chef der 
Civilregierung, Marquis Wielopolski, verübte, Gericht gehalten. Ryll 
wird jedoch nicht öffentlich, fondern in der Commiſſion des Kriegsge⸗ 
richts auf der Alexander⸗Citadelle abgeurtheilt, da ſein Geſundheits⸗ 
zuſtand nach dem Gutachten der darüber befragten Aerzte trotz bedeu⸗ 
tender Erleichterung der Krankheit, von der er ſofort nach ſeiner Arre⸗ 
tirung befallen wurde, doch nicht von der Art iſt, um ſeine Vorführung 
vor ein öffentliches Gericht zu ermöglichen. (Ueber Rzonca vergl. oben 
die telegraphiſche Depeſche.) 


2 Leuthen, 24. Aug. ener bee Der geſtrige Nachmittag 
war für die Bewobner unſeres Nachbarortes Rad ardorf ein Tag des 
Schreckens und namenloſen Jammers. Um 43 Uhr entftand in einem Hei: 
nen Angerhauſe Feuer; auf welche Weiſe es entſtanden, darüber herrſchen 
nur Vermuthungen. Der ziemlich ſtarke Nordweſtwind trieb mit raſender 
Schnelligkeit die Flammen aber die dürren Schobendächer von Haus zu Haus 
uth war fo ſtark, daß auch maſſive Gebäude nicht Wider: 


ſtand leiſteten. 

Angerhäuſer in 
zeigen heut die Stellen an, 
Die Bewohner des Dorfes 


n kurzer Zeit waren 1 Bauergut und 9 Freiſtellen und 
chutthaufen verwandelt; 18 rauchende Trümmerhaufen 

wo noch geſtern Vormittags Häuſer ſtanden. 
waren meiſtentheils auf den Feldern und ehe ſie 
berbeieilen konnten, war ihr Hab' und Gut ſchon vernichtet. 


Breslauer Sternwarte. 


23. Aug. 10 U. Abds.] 27 8,38 +13,6 N. 1. Bedeckt. Regen. 
24. Aug. 6 U. Morg.] 27 9,15 | 712,8 N. 2. Bedeckt. 

2 Uhr Nachm. | 27 9,88 | +154 [N. 2. rübe. 

10 Uhr Abds. 27 10,53 +132 | N. 1. Trübe. 
25. Aug. 6 U. Morg.] 2710,66 | -+10,8 | NW. 1. Sonnenblicke. 


Waſ f er 
Breslau, 25. Aug. Oberpegel: 14 


ſt a u d. 
F. 7 3. Unterpegel: 1 F. — 3. 
Berliner Börse vom 23. August 1862. 


Fonds- und Geld- Course. Din 5 
Freiw. Staats-Anleihe|41,]102%, B. Oberschles. B...| 7,%,1344|141- br. 
Stets dat. v. 1980, 8914121100 b. e De % 1631, & 168 br. 
dito 53, 56, 56, 67 45 1024, ba. dito Prior A... 4 — — 
dito 1853| 45100 P. dito Prior B. . — ( — — — 
dito 859, 5 107 % ba. dito Prior C.. — — — — 
Staats-Schuld-Sch. ... 8% 124 b dito Prior D.. — | 4 97 8. 
Präm.-Anleihe v. 1855 3% 1241, dz dito Prior E... — 3½ 85% B 
Berliner Stadt-Opl. | 1 10% ba dito Prior F.. — 4 
Kur- u. Neumärker 31,193 bz. Oppeln-Tarnow. 4 491% bz 
2 do dito 410% bz Prinz. W. (8t.-V) 458 b. 
3 |Pommersche ..... 131,192 bz. Rheinische 4 96 bz. 
El dito neue 4.101% ba dito (St.) Pr... — | 4 101 B 
2 Pose sche 4104 G dito Prior ....| — | 4 |— 
S dito eee dito III. Em. — 46 991, dr 
dito neue 4 = 8 Rheiu-Nahebahn | — 28 8. 
Sehlesische.....;. 2 95 bz. Ruhrort-Crefeld. 11 3½%91½ G. 
„ Kur- u. Neumärker| 4 |1001% br. Starg.-Posener 31/107 bz. 
3 |Pommersche ..... 4 100 6. Thüringer 25 125 à 1251, bz. 
E Posensehe | 4 99% B. Wilhelms Bahn.| 467 B. 
= !Preussische ...... | 4 199% bz dito Prior. — | 4 192 B. 
2 | Westf. u. Rhein. 4 199% bz dito III. Em..| 4½ —— — 
Sächsische 4 100% bz dito Prior St. | — 4½92½ G. 
Schlesische. 4 00 % bz dito dito I — 94%, bz. 
Loulsdo rn 00, — 109 %½% br 
Goldkronen . 9. 6½ G. Preuss. u. ausl. Bank - Actien. 
v. Z. 
Ausländische Fonds. 188107. 
Oesterr. Metall 5 55 ½ bz. Berl. E.-Verein.. 511 4 114½ 8. 
dito dr Pr-Anl....| 4 1½ B. Berl. Hand.-Ges. PL 4 2 
dito neue 100 fl.-L.| —|681, bz Berl. W.-Cred.-G.| — | 5 — 
dito Nat.-Anleihe ..| 5 |64 à ½ bz. Braunschw. Bank 4 | 4 |80% B. 
dito Bankn. n. Whr.| - 79 bz Bremer „51 4 |104 etw. bz.u.4 
Russi-engl. Anleihe . 5 94½ etw. br. Coburg. CreditA | 3 | 4 176% 6. 
dito 5. Anleihe ....| 5 187%, etw. bz.u.G. || Darmst. Zettel-B. 85 | 4 BR 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 sa, G. Darmst. Credb.A.| 5 4 8% ba. u. 0 
Poln. Pfandbriefe 4 — — Dess. Creditb. A.| — 4 940 bz. u. G 
dito III. Em........ 88 B. Disc.-Om.-Anthl. | 64 » bz. u. G. 
Poln. Obl. & 500 EI. 4 92% etw. bz. Genf. Creditb. A. — | 4 |42 Pz. u. G. 
dito & 300 Fl..| 5 |94 5 B. Geraer Bank . . 5%,| 4 93 / etw. bz. 
dꝛto à 200 Fl.. — 24 8. Hamb. Nord. Bank 5 4 97 @. 
Poln. Banknoten 97% bz „ Ver. Bank 5, 4 101½ 6. 
Kurhess. 40 Thlr. — 5 bz. Hannov. „ 4% 41994 6 
Baden 38 Fl. ........ [— 192% B. Leipziger „34 114. etw. bz. u. G 
Luxembrg. 10 4 101 8. 
Actien- Course. r ap] 4 9%, G. 
En 2. Mein. Creditb. A. 4 34 5 bz. 
> OLE nl, A Minerva Bgwk.A.| — | 5 34 B. 
Aach.-Düsseld. . 3.18% 338 . Oester.Creditb.A.| 7%,| 5 81 à 80%, & %, ba. 
Aach.-Mastrieht. 3½ 4 32 G. Pos. Prov. Bank 51 4 99 @. 
Amst.- Rotterdam] 5% 4 |901, G. Preuss. B.-Anthl.| 47, 4½ 120½ G. 
Berg.-Märkische 64% 4 |110 bz. u. 9. Schl. Bank-Ver. 96 % etw. bz 
Berlin. Anhalter 8½ 4 137% bz. Thüringer Bank 2%| 4 159%, B. 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 |120%, G. Weimar. Bank.. 4 |4 82 bz. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] 11 | 4 |210%, br. 
Berlin-Stettiner . 7 4 |128 br. Wechsel- Course. 
Breslan-Freibrg. 6% 4 129%, bz. Amsterdam 10T.J143% bz. 
Cöln-Mindener .. 124,131 1554 G. Ai . 2 M. br. 
Franz. St.-Eisenb.] 6% 1271, G. Hamburg 8 T.] 161½ bz. 
Ludw.-Bexbach..| 8 | 4 |137Y, bz dito 2 M.|150% ba. 
Magd,-Halberst. . 22½ 4 32 8. London 3 M. 6. 224, bz. 
Magd.-Wittenbrg.| 1½ 4 44 B. Pari 2 M. 80% bz. 
Mainz.-Ludw. A. 4 128 bz. u. G. Wie 8 T. 78% be. 
Mecklenburger. | 2%| 4 [6letw.560%, bz.u.B.| dit 2 M. 18 bz. 
Münster-Hammer| 4 498 B. Augsburg 2 M. 56. 26 bz. 
Neisse-Brieger 31,| 481 ½ bz. Leipzig 8 223 G. 
Niederschl 44% B. to 2 N. 5 br. 
Noa, Zweig. 304 655 e A e 2 u. 5, 26 B. 
ordb. (Fr.-W. 4 bz. Petersburg „s W. 97 ½ b. D. 
Ae e an Warschau. | W. Sh P. ob 
Oberschles. A. 7618 ½ 163 ½ & 163 bz. Bremen . ce. 8 T. 109% bz. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 23. Aug., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 68, 75, ſtieg 
auf 68, 80 und ſchloß bei geringem Geſchäft matt zur Notiz. Conſols von 
Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schlu Genre Zproz. Rente 
68, 65. 4 ½ prz. Rente 97, 90. Zprz. Spanier 48%. Iprz. Spanier 44%. 
Silber⸗Anleihe —, Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 481. Credit⸗mobilier⸗ 
Aktien 845. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 602. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 23. Auguſt, Nachm. 3 Uhr. Sehr ſchönes Wetter. Conſols 
93. Iproz. Spanier 44%. Mexikaner 28%, Sardinier 83. öproz. Ruſſen 
96. Neue Ruſſen 93. 

Wien, 23. Auguſt, Mittags 12 Uhr 30 Minuten. 
talliques 70, —. 4 proz. Metall. —, --. ank⸗Aktien —. Nordbahn 
193, 50. 1854er Looſe —, —. National⸗Anleihe 82, 60. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 245, —. Creditaktien 206, 30. London 129, —. enden 

Paris —, —. Gold —, —. Silber —, —, Böhmiſche eſtbahn 
—, —. Lombardiſche Eiſenbahn —, —. Neue Looſe 130, 20. 1860er 
Looſe 89, 80 5 

Fraukfurt a. M., 23. Auguſt, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterr. 
Effekten bei geringem Umſatz wenig verändert. Schluß⸗Courſe: 
Ludwigshafen⸗Bexbach 137%. Wiener Wechſel 91%. Darmſtädter Vank⸗ 
aktien 217½ Darmſtädter Zettelbant 249%. öproz. Metall. 53. 4 proz. 
Metall. 47%. 1854er Looſe 69. Deiterr. National⸗Anleihe 62%. Oeſterr. 
Franz. Staats⸗Ciſenb.⸗-Attien 228 Oeſterr. Bant⸗Antheile 716. Oeſterr. 
Credit⸗Altien 187. Neueſte öſterr. Anleihe 704. Defterr. n 
11914. Rhein-Nabe-Bahn 31. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129%, 

amburg, 23. Aug., Fam. 2 Uhr Min Cher beſſere Stimmung, 
Schluß⸗Courſe: National-Anleibe 63. Oeſterr. Credit⸗Aktien 79%. 
Vereinsbank 102. Nordd. Bank 98%. Rheiniſche 95%. Nordbahn 64%. 
Disconto 2%. Wien 5 Petersburg —. 

Hamburg, 23 Auguſt (Getreidemarkt.] Weizen loco ſtill ab 
auswärts ſehr ruhig. Roggen ioco feit, ab Danzig pr. Frübjahr 76 bes 
zahlt. Oel Oktbr. 29%, pr. Mai 28%. Kaffee ohne belangreichen Umſatz. 
Zink ohne Geſchäft. 

Liverpool, 23. Auguſt. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe höher. 


öproz. Mes 


=, 


Telegraphiſche Depeſche. 

Turin, 24. Auguſt Abends. General Ricotti hat mit 
feiner Colonne Aci Reale (an der Küſte nördlich von Catania) 
beſetzt, Mella ſteht bei Miſterbianco. Die Nachricht der 
„Discuſſione“ von der Einſetzung einer proviſoriſchen Negies 
rung zu Catania iſt falſch. Die Communication zwiſchen 
Catania und Meſſina iſt wieder hergeſtellt. (Angekommen 
10 Ubr 10 Min. Vorm.) 


Herrn Muſikdirector Büchel. 1) 
Vieverfpiel tn 1 Akt von J. F. 
Heute den 25. Auguft: großes patriotiſches Nationalfeſt 


im Schießwerdergarten. Das Näbere beſagen die Anſchlagezettel. 
[1508] Das Stadt: Eommifjariat. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


